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Zumeldung des Gemeindetags zur Pressemitteilung des Staatsministeriums vom 29.11.2016: Pakt für Integration mit Kommunen 
Der Gemeindetag Baden-Württemberg begrüßt den Beschluss des Landeskabinetts, endlich mit den kommunalen Landesverbänden in die konkreten Verhandlungen über die inhaltliche Ausgestaltung des Paktes für Integration einzusteigen. „Wir sind schon lange bereit, konkrete Maßnahmen festzulegen, um die Integration vor Ort auf das richtige Gleis zu setzen“, erklärt Gemeindetagspräsident Roger Kehle. „Wir werden uns trotz der gebotenen Eile jedoch intensiv dafür einsetzen, dass die Regelungen pragmatisch sind und den Bedürfnissen vor Ort Rechnung tragen.“ Insbesondere die Integrationsförderprogramme müssten an die kommunale Realität angepasst werden.
Aus kommunaler Sicht muss unter anderem gewährleistet sein, dass vor Ort festgelegt werden kann, welche Aufgaben die Case-Manager erfüllen. „Wir haben in der Tat von Anfang an „Flüchtlingsmanager“ gefordert. Die Verantwortlichen vor Ort wissen aber am besten, was zum Gelingen der Integration in Angriff genommen werden muss“, so Roger Kehle. „Außerdem dürfen wir keine Parallelstrukturen in den Städten und Gemeinden aufbauen. Viele Kommunen haben bereits Integrationsbeauftragte, die ebenfalls die Flüchtlingsarbeit koordinieren.“ Auch die Qualifikation der Case-Manager muss aus Sicht des Gemeindetags verhandelt werden. Wenn es Personen vor Ort gebe, die Erfahrung haben und die Aufgabe sehr gut erfüllen, dürfe ein fehlender Studienabschluss kein Grund sein, sie nicht mithilfe von Landesfördermitteln zu beschäftigen. 
Im Rahmen der Verhandlungen erwartet der Gemeindetagspräsident auch eine Klärung der noch offenen Streitfrage über die Zuständigkeit für die soziale Betreuung in der Anschlussunterbringung. „Nachdem es hier eine gesetzliche Regelungslücke gibt, würde man vor Ort für eine enorme Entlastung sorgen, wenn die notwendigen Sozialarbeiter aus den Fördermitteln des Landes finanziert werden könnten.“  
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